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Einkommensteuer . Vorweggenommene Aufwendungen für die eigene Bestat-
tung  
 
Das Finanzgericht Münster hat am 23. Juni 2025 entschieden, dass Aufwendungen für die eigene Be-
stattungsvorsorge nicht als außergewöhnliche Belastungen nach § 33 Abs. 1 EStG abziehbar sind.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Steuerpflichtiger hatte einen Bestattungsvorsorge-Treuhandvertrag abgeschlossen. Den Betrag 
(€ 6.500,00) machte er als außergewöhnliche Belastungen geltend. Begründung: Da die Übernahme 
der Beerdigungskosten auf Ebene des Erben zu außergewöhnlichen Belastungen führen könne, dürfe 
nichts anderes gelten, wenn er selbst einen Bestattungsvorsorgevertrag abschließe, um seinen Ange-
hörigen die Beerdigungskosten zu ersparen. Das Finanzgericht Münster ist dieser Argumentation indes 
nicht gefolgt.  
 
Vom Anwendungsbereich des § 33 EStG sind die üblichen Aufwendungen der Lebensführung ausge-
schlossen, die in Höhe des Existenzminimums durch den Grundfreibetrag abgegolten sind. 
 
Bei Aufwendungen für eine Bestattungsvorsorge handelt es sich nicht um Mehraufwendungen für den 
existenznotwendigen Grundbedarf, die derart außergewöhnlich wären, dass sie sich einer pauschalen 
Erfassung in allgemeinen Freibeträgen entziehen. Denn der Eintritt des Todes und damit die Notwen-
digkeit, bestattet zu werden, trifft jeden Steuerpflichtigen. Es handelt sich damit nicht um Aufwendungen, 
die größer sind als die, die einer Mehrzahl der Steuerpflichtigen erwachsen. 
 
Der Unterschied zu den Aufwendungen für Beerdigungskosten naher Angehöriger besteht bereits darin, 
dass nicht jeder Steuerpflichtige irgendwann einmal solche Aufwendungen für einen nahen Angehöri-
gen zu tragen hat und auch nicht jeder Steuerpflichtige etwa auch in der Anzahl und Höhe solcher 
Aufwendungen gleich belastet ist. 
 

Einkommensteuer . Ferienwohnung als erste Tätigkeitsstätte  
 
Suchen Vermieter in (un)regelmäßigen Abständen ihre Vermietungsobjekte auf, um z. B. Reparaturen 
vorzunehmen oder mit dem Mieter in Kontakt zu treten, stehen die dabei entstehenden Fahrtkosten mit 
den Mieteinkünften im Zusammenhang und lassen sich als Werbungskosten absetzen.  
 
Grundsätzlich sind die Fahrtkosten dann nach Reisekostengrundsätzen zu ermitteln, so dass die tat-
sächlichen Kosten bzw. € 0,30 je Kilometer, für die Hin- und die Rückfahrt anzusetzen sind.  
 
Das Finanzgericht Münster hatte im Rahmen eines Klageverfahrens zu entscheiden, ob eine Ferien-
wohnung auch eine erste Tätigkeitsstätte darstellen kann – mit der Folge, dass lediglich die Entfer-
nungspauschale (€ 0,30 pro Entfernungskilometer bzw. € 0,38 ab dem 21. Kilometer) abgezogen wer-
den kann.  
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Der Entscheidung vom 15. Mai 2025 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Eine aus Vater und Sohn bestehende GbR erzielte Einkünfte aus der Vermietung zweier Ferienwoh-
nungen. Für 2019 machte die GbR u. a. Fahrtkosten und Verpflegungsmehraufwendungen im Zusam-
menhang mit Reparatur- und Reinigungsarbeiten an den Wohnungen als Werbungskosten geltend.  
 
Das Finanzamt stellte bei der Prüfung der Unterlagen und Belege Ungereimtheiten fest und erkannte 
die Fahrtkosten und Verpflegungsmehraufwendungen wegen privater Mitveranlassung nicht an. Die 
hiergegen gerichtete Klage war vor dem Finanzgericht Münster teilweise erfolgreich.  
 
Das Finanzgericht begründete seine Entscheidung u. a. wie folgt: Die Fahrtkosten sind mit der Entfer-
nungspauschale und unter Abzug eines Privatanteils zu berücksichtigen. Die beiden Wohnungen sind 
jeweils als erste Tätigkeitsstätte anzusehen.  
 
Der Verweis in § 9 Abs. 3 EStG auf die vorrangig für Arbeitnehmer geltenden Regelungen führt bei den 
Vermietungseinkünften dazu, dass jedenfalls dann eine erste Tätigkeitsstätte vorliegt, wenn der Steu-
erpflichtige mindestens ein Drittel seiner regelmäßigen Arbeitszeit für das Mietobjekt dort selbst verrich-
tet. Maßgeblich sind in erster Linie quantitative Kriterien, da – anders als bei Arbeitnehmern – eine 
Zuordnung durch einen Arbeitgeber nicht in Betracht kommt.  
 
Da die Ferienwohnungen im Wesentlichen durch Dritte verwaltet wurden, während die Gesellschafter 
die Reparaturarbeiten selbst durchführten, ist die quantitative Grenze von einem Drittel im Streitfall deut-
lich überschritten. Für jede einzelne Reise hat das Gericht eine Aufteilung der Fahrtkosten vorgenom-
men und die privaten Veranlassungsanteile nicht als Werbungskosten anerkannt.  
 
Die geltend gemachten Verpflegungsmehraufwendungen wären bestenfalls innerhalb der ersten drei 
Monate anzuerkennen. Im Streitfall war die Dreimonatsfrist aber bereits abgelaufen. 
 
Tipp: Das Finanzgericht Münster hatte die Revision zugelassen, weil bis dato keine höchstrichterliche 

Rechtsprechung zu § 9 Abs. 3 EStG vorliegt und hierzu im Streitfall entscheidungserhebliche 
Fragen grundsätzlich klärungsbedürftig sind. Da die Revision aber nicht eingelegt wurde, muss 
man vorerst weiter auf eine höchstrichterliche Entscheidung warten.  

 
 Allerdings zeigt der Streitfall, dass eine gute Beweisvorsorge unerlässlich ist. Das gilt nicht nur 
für die Anzahl der Fahrten, sondern auch für den mit der Vermietung zusammenhängenden 
Hintergrund der Fahrten und der möglichst fehlenden privaten Mitveranlassung. Zudem wird 
deutlich, dass bei sehr vielen Fahrten zum Mietobjekt die Gefahr besteht, dass das Finanzamt 
nur die Entfernungspauschale gewährt. 

 

Einkommensteuer . Fortführung der Geschäftsführung der Gesellschaft trotz Ver-
äußerung der GmbH-Anteile  
 
Liegt Arbeitslohn vor, wenn ein Teil eines Veräußerungspreises für Gesellschaftsanteile dafür gezahlt 
wird, dass der (dann ehemalige) Gesellschafter für einen bestimmten Zeitraum noch als Geschäftsfüh-
rer tätig wird? Mit dieser Frage muss sich der Bundesfinanzhof befassen. Das Finanzgericht Köln hatte 
auf Arbeitslohn plädiert. 
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Der Entscheidung vom 04. Dezember 2024 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der Steuerpflichtige A war an einer GmbH beteiligt und zugleich deren Geschäftsführer. Im Streitjahr 
verkaufte A seine Anteile. In dem Kaufpreis war vertragsgemäß ein Teilbetrag für die Fortsetzung der 
Geschäftsführung über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren enthalten.  
 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass es sich bei dem Teilbetrag um eine Gegenleistung für die 
mehrjährige Geschäftsführertätigkeit des A handele und diese nach § 19 iVm. § 34 Abs. 1 EStG als 
Arbeitslohn der Besteuerung unterliege.  
 
Der Verkäufer A wandte dagegen ein, dass der Teilbetrag im Rahmen der Ermittlung des Gewinns iSd. 
§ 17 EStG („Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften“ unter Anwendung des Teileinkünfte-
verfahrens) zu berücksichtigen sei. 
 
Das Finanzgericht Köln sprach sich im Klageverfahren unter Einbeziehung aller Umstände des Einzel-
falls für Arbeitslohn aus. 
 
Für die Annahme von Arbeitslohn spricht insbesondere, dass der Verkäufer A den auf die Geschäfts-
führertätigkeit entfallenden Anteil nur dann behalten darf, wenn er weiter als Geschäftsführer tätig ist. 
Das Fortbestehen des Geschäftsführerverhältnisses ist nach dem Kaufvertrag notwendige Vorausset-
zung für die Vorteilsgewährung.  
 
Diese Verknüpfung wird nicht durch die Anteilsübertragung überlagert, denn die prägende Gegenleis-
tung für den Streitbetrag ist die Arbeitsleistung und nicht die Anteilsübertragung. 
 
Das Finanzgericht Köln hat die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. Denn, soweit 
ersichtlich, ist die Abgrenzung zwischen Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit iSd. § 19 EStG und 
solchen aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften iSd. § 17 EStG bisher nicht höchst-
richterlich geklärt. 
 
Da die Revision auch eingelegt wurde, hat der Bundesfinanzhof nun Gelegenheit, für (mehr) Klarheit zu 
sorgen.  
 

Einkommensteuer . Doppelte Haushaltsführung bei Ein-Personen-Haushalt  
 
Der Bundesfinanzhof hat am 29. April 2025 eine steuerzahlerfreundliche Entscheidung getroffen: Führt 
der Steuerpflichtige im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung am Ort des Lebensmittelpunkts ei-
nen Ein-Personen-Haushalt, stellt sich die Frage nach der finanziellen Beteiligung an den Kosten der 
Lebensführung nicht. 
 
Notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer wegen einer beruflich veranlassten doppel-
ten Haushaltsführung entstehen, können als Werbungskosten steuerlich abgesetzt werden. 
 
Eine doppelte Haushaltsführung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes seiner ersten 
Tätigkeitsstätte einen eigenen Hausstand unterhält und auch am Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnt. 
Hierbei darf sich der Lebensmittelpunkt nicht am Beschäftigungsort befinden.  
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Zudem ist § 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 5 S. 3 EStG zu beachten: „Das Vorliegen eines eigenen Hausstandes 
setzt das Innehaben einer Wohnung sowie eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensfüh-
rung voraus.“ Und um diese Voraussetzung ging es in einem aktuellen Fall: 
 
Der 1986 geborene Steuerpflichtige bewohnte das Obergeschoss im Wohnhaus seiner Eltern – und 
zwar allein und unentgeltlich. Zudem hatte er am Ort seiner nichtselbstständigen wissenschaftlichen 
Tätigkeit eine Unterkunft und machte Kosten für eine doppelte Haushaltsführung geltend.  
 
Das Finanzamt erkannte die doppelte Haushaltsführung allerdings mangels finanzieller Beteiligung am 
Haushalt der Eltern nicht an und berücksichtigte nur Fahrtkosten als Werbungskosten. So sah das auch 
das Finanzgericht München, nicht aber der Bundesfinanzhof, der die Vorentscheidung aufhob. 
 
Zunächst ist festzuhalten, dass die Wohnung, die der Steuerpflichtige außerhalb des Ortes seiner ersten 
Tätigkeitsstätte innehat, seinen Erst- oder Haupthaushalt darstellen muss (Stichwort: Lebensmittel-
punkt). Es ist entscheidend, dass sich der Steuerpflichtige in dem Haushalt, im Wesentlichen nur unter-
brochen durch die arbeits- und urlaubsbedingte Abwesenheit, aufhält. Allein das Vorhalten einer Woh-
nung für gelegentliche Besuche oder für Ferienaufenthalte reicht nicht. 
 
Ferner darf der Steuerpflichtige nicht nur in einen anderen Hausstand eingegliedert sein, wie es regel-
mäßig bei jungen Arbeitnehmern der Fall ist, die nach Beendigung der Ausbildung weiterhin im elterli-
chen Haushalt ihre Zimmer bewohnen. Die elterliche Wohnung kann dann zwar wie bisher der Mittel-
punkt der Lebensinteressen sein, sie ist aber kein von dem Kind unterhaltener eigener Hausstand. 
 
Wird jedoch der Haushalt in einer in sich abgeschlossenen Wohnung geführt, die auch nach Größe und 
Ausstattung ein eigenständiges Wohnen und Wirtschaften gestattet, wird regelmäßig vom Unterhalten 
eines eigenen Hausstands auszugehen sein.  
 
Im Streitfall hatten die Eltern dem Steuerpflichtigen sämtliche Räumlichkeiten im Obergeschoss ihres 
Hauses zur Nutzung überlassen. Hierbei handelte es sich um eine Wohnung, die dem Steuerpflichtigen 
nach Größe und Ausstattung ein eigenständiges Wohnen und Wirtschaften gestattet. Der Umstand, 
dass es sich hierbei um eine (bloße) Nutzungsüberlassung und nicht um ein Mietverhältnis handelt, 
steht dem nicht entgegen. Ob die Wohnung im Obergeschoss gegenüber der von den Eltern bewohnten 
Wohnung im Erdgeschoss baulich abgeschlossen ist, ist für das Vorliegen eines eigenen Hausstands 
ebenfalls unerheblich. 
 
Für einen eigenen Hausstand ist es zudem erforderlich, dass eine finanzielle Beteiligung an den Kosten 
der Lebensführung erfolgt – aber nur dann, soweit der Steuerpflichtige am Lebensmittelpunkt einem 
Mehrpersonenhaushalt (z. B. im Rahmen eines Mehrgenerationenhaushalts) angehört. Denn nur, wenn 
mehrere Personen einen gemeinsamen Haushalt führen, kann sich der Einzelne an den Kosten dieses 
Haushalts und damit den Kosten der Lebensführung beteiligen. 
 
Führt der Steuerpflichtige dagegen (wie im Streitfall) einen Ein-Personen-Haushalt, stellt sich die Frage 
nach der finanziellen Beteiligung an den Kosten dieses Haushalts nicht. Denn die Kosten der Lebens-
führung eines Ein-Personen-Haushalts werden denknotwendig von dieser einen Person getragen. Wo-
her die hierfür erforderlichen Mittel stammen – ob aus eigenen Einkünften, staatlichen Transferleistun-
gen, Darlehen, Unterhaltsleistungen oder familiären Geldgeschenken – ist unerheblich.  
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Umsatzsteuer . Gutglaubensschutz bereits im Festsetzungsverfahren?  
 
Der Bundesfinanzhof hat dem Europäischen Gerichtshof die Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt, 
ob es unionsrechtlich zulässig ist, den guten Glauben des Steuerpflichtigen nicht bereits im Steuerfest-
setzungsverfahren, sondern erst in einem späteren, gesonderten Billigkeitsverfahren zu schützen. 
 
Dem Beschluss vom 19. Februar 2025 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Eine u. a. mit Uhren handelnde GmbH wandte in ihren Umsatzsteuererklärungen auf einen Teil der 
Umsätze die Differenzbesteuerung (§ 25a UStG) an, bei der nicht der gesamte Verkaufspreis der Uhr, 
sondern nur die Differenz zwischen dem Verkaufs- und dem Einkaufspreis der Umsatzsteuer unterwor-
fen wird.  
 
Dies ist u. a. möglich, wenn der Vorlieferant, der der GmbH die Uhr verkauft hat, ebenfalls ein Wieder-
verkäufer ist. In den Fällen, in denen die Vorlieferanten in ihren Rechnungen an die GmbH angegeben 
hatten, dass dies in Bezug auf die gelieferten Uhren der Fall sei, wandte die GmbH die Differenzbesteu-
erung an. 
 
Nachdem das Finanzamt festgestellt hatte, dass die Angaben der Vorlieferanten in den Rechnungen 
teilweise unzutreffend waren, berief sich die GmbH darauf, dass sie gutgläubig gewesen sei und be-
rechtigterweise auf die Angaben ihrer Vorlieferanten habe vertrauen dürfen. 
 
Das Finanzamt setzte die Umsatzsteuer gleichwohl höher fest, was das Finanzgericht Sachsen bestä-
tigte. Das Finanzgericht nahm an, dass es nicht prüfen müsse, ob die GmbH tatsächlich gutgläubig 
gewesen sei, weil sich die GmbH im Klageverfahren gegen den Umsatzsteuerbescheid (dem Festset-
zungsverfahren) nicht auf ihren angeblichen guten Glauben berufen dürfe. Hierzu müsse ein gesonder-
tes Billigkeitsverfahren (z. B. Antrag auf Erlass der Umsatzsteuer) durchgeführt werden. 
 
Der Bundesfinanzhof hält es nun für unionsrechtlich zweifelhaft, ob es Deutschland erlaubt ist, den 
Steuerpflichtigen zum Schutz seines guten Glaubens auf ein Billigkeitsverfahren zu verweisen. Das 
Gericht hält es für möglich, dass dem Steuerpflichtigen kein weiteres Verfahren zugemutet werden darf, 
weil ihm ein weiteres Verfahren hinsichtlich seiner Länge, Komplexität und der damit verbundenen Kos-
ten unverhältnismäßige Schwierigkeiten bereitet.  
 
Als besonders kritisch sieht der Bundesfinanzhof die erhebliche Verlängerung der Gesamtverfahrens-
dauer sowie das doppelte Kostenrisiko an, das ein Steuerpflichtiger eingehen muss, wenn er zunächst 
ein Klageverfahren gegen die Steuerfestsetzung und (zeitlich daran anschließend) ein Klageverfahren 
gegen eine ablehnende Billigkeitsentscheidung anstrengen muss. 
 
Bereits zwei Mal hatte der Bundesfinanzhof dem Europäischen Gerichtshof in anderen Konstellationen 
eine ähnliche Frage gestellt. In beiden Fällen musste die Frage aber nicht mehr beantwortet werden, 
weil es aus anderen Gründen nicht mehr darauf ankam. Daher hat der Bundesfinanzhof die Frage dem 
Europäischen Gerichtshof nun ein drittes Mal vorgelegt. Die Antwort könnte für das gesamte Umsatz-
steuerrecht (und nicht nur für die Differenzbesteuerung) von Bedeutung sein. 
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Abgabenordnung . Neues zur Änderung von Steuerbescheiden bei elektronisch 
übermittelten Daten  
 
Ein Steuerbescheid ist nach § 175b der Abgabenordnung (AO) zu ändern, wenn elektronische Daten 
von Dritten (z. B. dem Rentenversicherungsträger) bei der Steuerfestsetzung nicht oder nicht zutreffend 
berücksichtigt wurden. Dies gilt nach der Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 27. November 2024 
selbst dann, wenn diese Informationen bereits aus der Steuererklärung ersichtlich waren. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Eheleute hatten eine korrekte Steuererklärung abgegeben. Darin hatten sie auch ihre Renteneinkünfte 
zutreffend erklärt. Das Finanzamt erließ allerdings einen Einkommensteuerbescheid, in dem die Ren-
teneinkünfte nicht erfasst waren.  
 
Später erhielt das Finanzamt auch auf elektronischem Wege durch eine Datenübermittlung des Ren-
tenversicherungsträgers von der Höhe der Renteneinkünfte Kenntnis und änderte daraufhin den Ein-
kommensteuerbescheid zulasten der Eheleute und setzte erstmals die Renteneinkünfte an.  
 
Sowohl das Finanzgericht Niedersachsen als auch der Bundesfinanzhof haben diese Handhabung nun 
bestätigt. 
 
In der analogen Welt war die Änderung eines einmal ergangenen Steuerbescheids (sowohl zugunsten 
als auch zulasten des Steuerpflichtigen) nur dann möglich, wenn hierfür besondere Voraussetzungen 
erfüllt waren (z. B. ausdrücklicher Vorbehalt der Nachprüfung im Steuerbescheid oder nachträglich be-
kannt gewordene Tatsachen). 
 
Diese Voraussetzungen waren im Streitfall nicht erfüllt, da das Finanzamt die Rente trotz voller Kenntnis 
des Sachverhalts im ursprünglichen Steuerbescheid außer Ansatz gelassen hatte. 
 
Im Zuge der Digitalisierung erhalten aber auch die Finanzämter immer mehr besteuerungsrelevante 
Daten auf elektronischem Wege. Daher hat der Gesetzgeber mit Wirkung ab 2017 die Vorschrift des 
§ 175b AO eingeführt. Danach kann ein Steuerbescheid geändert werden, soweit Daten an das Finanz-
amt übermittelt werden, die bisher nicht oder nicht zutreffend berücksichtigt wurden. Weitere (insbeson-
dere einschränkende) Voraussetzungen enthält diese Norm nicht.  
 
Eine auf § 175b AO gestützte Änderung ist somit auch dann vorzunehmen, wenn dem Finanzamt oder 
dem Steuerpflichtigen zuvor ein Fehler unterlaufen ist. Dies hat sich im Streitfall zugunsten des Finanz-
amts ausgewirkt, würde aber umgekehrt ebenso zugunsten des Steuerpflichtigen gelten. 
 

Betriebsprüfung . Steuerfahnder in NRW und Hamburg nehmen Influencer ins 
Visier  
 
Die Finanzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen (NRW) hat jüngst mitgeteilt, dass die Steuer-
fahndung ein Datenpaket mehrerer Social-Media-Plattformen analysiert. Ziel der Ermittlungen sind pro-
fessionelle Influencer, die ihre steuerlichen Pflichten mit hoher krimineller Energie umgehen. 
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Das Influencer-Team des Landesamtes zur Bekämpfung der Finanzkriminalität in NRW (LBF NRW) ist 
vorsätzlichen Steuerbetrügern in den sozialen Netzwerken auf der Spur. Derzeit werten die Experten 
ein Datenpaket von mehreren großen Plattformen aus. Darin enthalten sind 6.000 Datensätze, die auf 
nicht versteuerte Gewinne mit Werbung, Abos und Co. hinweisen. Sie beziehen sich nur auf Influencer 
aus NRW und umfassen ein strafrechtlich relevantes Steuervolumen in Höhe von rund € 300 Mio. 
 
Im Visier stehen die „großen Fische“. Stephanie Thien, Leiterin des LBF NRW, betont: „Im Fokus unse-
res Influencer-Teams stehen ausdrücklich nicht junge Menschen, die ein paar Follower gesammelt und 
ein paar Cremes oder Kleider beworben haben.“ 
 
Auch die Finanzämter in Hamburg nehmen die Influencer ins Visier. Bereits 2022 wurde eine Experten-
gruppe zur Besteuerung von Influencern und anderen Social-Media-Akteuren gegründet. Seit 2024 wird 
die Branche im Zuge einer Branchenprüfung verstärkt in den Fokus genommen. 
 

Gewerblicher Rechtsschutz . „Testarossa“ – Marke bleibt für Ferrari geschützt 
 
EuG, Urteil vom 02.07.2025, Az. T-1103/23 
 
Das Gericht der Europäischen Union hat entschieden, dass Ferrari die Unions-Marke „Testarossa“ wei-
terhin behalten darf, obwohl seit geraumer Zeit keine Neuwagen mehr unter dieser Marke produziert 
werden. 
 
Der italienische Sportwagenhersteller hatte sich im Jahr 2007 die Marke „Testarossa“ für Automobile, 
Einzelteile und Zubehör sowie Modellfahrzeuge (Spielzeug) schützen lassen. Der Ferrari „Testarossa“ 
war eine Sportwagenikone der 1980 und 1990 Jahre. Die Produktion von Neuwagen wurde Mitte der 
90er Jahre eingestellt. Aber auch auf dem Gebrauchtwagenmarkt erfreuen sich die Modelle großer 
Beliebtheit. 
 
Ein deutscher Spielwarenhersteller hatte sich die Rechte an der Marke „Testarossa" 2017 u. a. für Pro-
dukte wie E-Bikes und Rasierer gesichert. Gegen die Markenanmeldung legte Ferrari vor dem EUIPO 
Widerspruch ein. Der Spielwarenhersteller argumentiert, dass Ferrari die betreffende Marke zu lange 
nicht benutzt habe, weshalb sie verfallen sei. 
 
Das EUIPO erklärte daraufhin die Marke „Testarossa“ tatsächlich für verfallen, da sie nach Ansicht des 
Amtes zwischen den Jahren 2010 und 2015 nicht ernsthaft von Ferrari benutzt worden sei. 
 
Gegen die Entscheidung des Amtes legte Ferrari Klage beim EuG ein – mit Erfolg! 
 
Die Richter stellten klar, dass auch der Vertrieb von Gebrauchtwagen unter einer bestimmten Bezeich-
nung eine ernsthafte Markenbenutzung darstellen könne – insbesondere, wenn autorisierte Vertrags-
händler mit stillschweigender Zustimmung des Markeninhabers handeln. Zudem sei Ferrari am Verkauf 
bestimmter Gebrauchtwagen des Modells "Testarossa" durch die Dienstleistung der Bescheinigung der 
Echtheit dieser Fahrzeuge beteiligt gewesen, so das Gericht in der Urteilsbegründung. 
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Ebenso habe Ferrari für den betroffenen Zeitraum den Beweis dafür erbracht, dass Ersatzteile und Zu-
behör verkauft worden seien. Zwar erfolge der Vertrieb über Händler, doch umfasse die Echtheitsprü-
fung auch zentrale Komponenten der Fahrzeuge. Daraus folgerte das Gericht, Ferrari habe auch hier 
einer Nutzung durch Dritte zumindest stillschweigend zugestimmt. 
 
In Bezug auf Modellfahrzeuge, die unter anderem von Spielwarenherstellern vertrieben werden, hob 
das Gericht die Bedeutung des Lizenzhinweises hervor. Demnach darf ein Dritter ein mit einer einge-
tragenen Spielzeugmarke identisches Zeichen auf Modellautos nur dann nicht verwenden, wenn 
dadurch die Funktionen der Marke beeinträchtigt werden oder werden könnten. Eine markenrechtlich 
relevante Nutzung sei dann gegeben, wenn das Zeichen nicht bloß informativ über ein Vorbildfahrzeug 
Auskunft gibt, sondern auf eine betriebliche Verbindung zum Markeninhaber schließen lässt. Das sei 
laut EuG bei Produkten mit dem Hinweis „offizielles Produkt unter Ferrari-Lizenz" der Fall. 
 
Die Marke erfülle damit ihre Hauptfunktion, nämlich die betriebliche Herkunft der Waren, für die sie 
eingetragen wurde, zu garantieren. Der Markeninhaber habe die Marke entsprechend ihrer Hauptfunk-
tion benutzt, befand das Gericht. 
 
Gegen das Urteil des EuG ist ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim EuGH möglich. 
Dieses muss jedoch erst zugelassen werden. 
 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Betriebsratsgründung während der Pro-
bezeit – Kein Kündigungsschutz 
 
LAG München, Urteil vom 20.08.2025, Az. 10 SLa 2/25 
 
Das Landesarbeitsgericht München hat die Kündigung eines Mitarbeiters während der Probezeit als 
rechtmäßig angesehen, obwohl der Mitarbeiter im Gange war, einen Betriebsrat zu gründen. 
 
Der klagende Sicherheitsmitarbeiter wurde am 07.03.2024 bei der Beklagten angestellt. Bereits nach 
sechs Tagen im neuen Job plante er die Gründung eines Betriebsrates und ließ dieses Vorhaben auch 
direkt notariell beglaubigen. Wiederum eine Woche später, am 20.03.2024, teilte der spätere Kläger 
seiner Arbeitgeberin per E-Mail mit, dass er – sollte kein Betriebsrat existieren – dessen Wahl anstoßen 
und zu einer Betriebsversammlung einladen wolle. Gleichzeitig bat er um ein Verzeichnis der Wahlbe-
rechtigten. 
 
Statt dem gewünschten Verzeichnis der Wahlberechtigten fand der Mitarbeiter am nächsten Tag die 
Kündigung vor, ordentlich innerhalb der Probezeit zum 28.03.2024. 
 
Mit dem Hinweis auf einen Verstoß gegen das Verbot der Behinderung einer Betriebsratswahl nach 
§ 20 Abs. 1 BetrVG erhob der Mitarbeiter Kündigungsschutzklage. In einem anschließenden Schriftsatz 
vom 15.10.2024 verwies der Kläger auch noch auf den Sonderkündigungsschutz nach § 15 Abs. 3b 
KSchG, wonach sogenannte „Vorfeld-Initiatoren", die eine Betriebsratswahl vorbereiten, bereits vor der 
offiziellen Einladung zur Wahlversammlung geschützt sind. Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
dieses Schutzes ist die notarielle Beglaubigung dieser Absicht – die der Kläger ja vorliegen hatte. 
 
Das Arbeitsgericht entschied zunächst, dass keine Frist bestehen würde, innerhalb derer sich Arbeit-
nehmer auf den Schutz nach § 15 Abs. 3b KSchG berufen müssten und gab der Klage statt. 
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Die Arbeitgeberin ging gegen das erstinstanzliche Urteil vor. Sie argumentierte, dass der Sonderkündi-
gungsschutz des § 15 Abs. 3b KSchG nicht anwendbar sei, wenn die Kündigung – wie vorliegend – 
noch innerhalb der Probezeit erfolge. Denn der Wortlaut der Vorschrift erfasse nur Kündigungen aus 
Gründen, die „in der Person oder in dem Verhalten des Arbeitnehmers" lägen, was bei einer Probezeit-
kündigung nicht der Fall sei. 
 
Das LAG schloss sich der Ansicht an, hob die Entscheidung der Vorinstanz auf und wies die Klage mit 
der Begründung ab, dass der Sonderkündigungsschutz nicht greife. 
 
Zudem sahen die Richter den Sonderkündigungsschutz in dem konkreten Fall als verwirkt an. Denn, so 
die Richter, der Kläger habe seine Arbeitgeberin nicht innerhalb von drei Wochen nach Erhalt der Kün-
digung, jedenfalls aber nicht innerhalb von drei Monaten nach Abgabe der öffentlich beglaubigten Ab-
sichtserklärung über das Vorliegen der Voraussetzungen des § 15 Abs. 3b KSchG informiert. 
 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, die Revision wurde zugelassen. 
 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . „Druckkündigung“ kann bei zu wenig 
Schutz durch den Arbeitgeber unzulässig sein 
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 13.05.2025, Az. 10 SLa 687/24 
 
Das LAG Niedersachen hat eine Druckkündigung eines Arbeitnehmers für unzulässig erklärt, weil der 
kündigende Betrieb nicht alles ihm Zumutbare unternommen habe, um die innerbetrieblichen Konflikte 
unter den Angestellten abzustellen. 
 
Der Kläger, der das 40. Lebensjahr vollendet hatte, war nach 15-jähriger Dienstzugehörigkeit von sei-
nem Arbeitgeber gekündigt worden. Dieser hatte Druck von übrigen Mitarbeitern erhalten, die androhten 
selbst die Kündigung einzureichen, sollte der spätere Kläger nicht gekündigt werden. Das Arbeitsklima 
galt bereits seit zehn Jahren als „höchst konfliktbelastet (…)", sämtliche außergerichtlichen Einigungs-
versuche waren gescheitert. 
 
Der Arbeitgeber beugte sich dem Druck und sprach trotz arbeitgeberseitigen Hürden durch tarifliche 
Sonderreglungen die fristlose Kündigung aus, hilfsweise stellte der Arbeitgeber einen Auflösungsantrag. 
 
Der Kläger nahm weder die Kündigung noch den Auflösungsantrag hin und reichte dagegen Klage ein. 
 
Das LAG gab der Klage statt und befand, dass die fristlose Kündigung mangels Vorliegens eines wich-
tigen Grundes unwirksam sei, was auch für den hilfsweise gestellten Auflösungsantrag gelte. 
 
Eine Druckkündigung sei nur dann zulässig, wenn der Arbeitgeber zuvor alles Zumutbare unternommen 
habe, um die Belegschaft von ihrer Drohung der Eigenkündigung abzubringen.  
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Dazu gehöre es nach Ansicht der Richter, dass sich der Arbeitgeber „schützend vor den Arbeitnehmer 
stelle" und aktiv zu deeskalieren. Es bedürfe demnach ein planvolles und aktives Handeln des Arbeit-
gebers, was die Richter im konkreten Fall nicht erkennen konnten. Maßnahmen wie interne Schreiben, 
eine Bereichsversammlung oder ein vage gebliebenes Mediationsangebot reichten dem LAG nicht aus. 
Die Arbeitgeberin habe nicht überzeugend dargelegt, welche konkreten Bemühungen sie unternommen 
habe, um das Arbeitsklima zu verbessern – auch weil ein ernsthafter Versuch einer Mediation fehlte. 
 
Auch außerhalb der Drucksituation vermochte das Gericht keinen wichtigen Grund im Sinne des § 626 
BGB zu erkennen. Zwar lag ein seit Jahren konfliktbelastetes Arbeitsverhältnis vor, jedoch fehlten kon-
krete Pflichtverletzungen oder eine einschlägige Abmahnung des betreffenden Mitarbeiters. Soweit die 
Arbeitgeberin auf vergangene Versetzungen oder Konflikte verwies, sei dies ohne aktuelle Eskalation 
nicht ausreichend, so das Gericht in der Begründung. Auch sei nicht erkennbar, dass der Kläger sich 
zudem einer Mediation grundsätzlich verweigert hätte, so dass diese deeskalierende Möglichkeit unge-
nutzt geblieben sei. 
 
Zudem biete eine außerordentliche Kündigung mit Auslauffrist keinen Ausweg, wenn eine ordentliche 
Kündigung tariflich ausgeschlossen sei. Selbst wenn der Arbeitgeber nachvollziehbare Gründe für eine 
Trennung sehe, bleibe ihm der Auflösungsantrag nach dem Kündigungsschutzgesetz versperrt, sofern 
die Kündigung unwirksam ist.  
 
Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
 
________________________________________________________________________________ 
Impressum: 
 
ttp AG Steuerberatungsgesellschaft, Rathausplatz 15, 24937 Flensburg 
Vorstand:   Michael E. Heil (Sprecher), Frank Hansen, Hajo Schmidt, Carsten Theilen, Thomas Bertram, Dr. Christian Huschke, 
Jana Miller, Beate Theede 
Aufsichtsrat:  Prof. Dr. Volker Römermann, Sitz der Gesellschaft: Flensburg, Amtsgericht Flensburg, HRB 2981 FL 
 
ttp GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft, Rathausplatz 15, 24937 Flensburg 
Geschäftsführer: Carsten Theilen, Thomas Bertram, Hendrik Söhler von Bargen, Sitz der Gesellschaft: Flensburg, Amtsge-
richt Flensburg, HRB 6224 FL 
 
www.ttp.de 


